29. Gemeinderatssitzung

12. 3. 09; GA, 19:00 Uhr

1. Beschlussfähigkeit und Tagesordnung

Entschuldigt: Cech, Knoll, Krakowitzer bis TOP 5
Nicht entschuldigt: Stockenhuber
Anwesend: 21 GemeinderätInnen
Der TOP 18 wird in den nicht öffentlichen Teil der Sitzung verschoben.

2. Genehmigung des letzten Protokolls

Keine Anmerkungen.
Abstimmung: 20 dafür – 0 dagegen – 0 Enthaltungen, angenommen

3. Bericht des Bürgermeisters
· Kindergarten: Aufgrund der starken Nachfrage und der Erweiterung des Kindergartenangebots auf unter 3jährige, gibt es einen stark steigenden Bedarf nach Plätzen. Es zeichnet sich ab, dass auch 8 Gruppen (die 8. ist derzeit in Bau) zu wenig sein werden. Die LR hat daher zugestimmt, dass das derzeit eingerichtete KG Provisorium in der Volksschule ab Herbst in eine fixe 9. Gruppe umgewandelt werden kann.
· Europawahl: Der BM erinnert die Parteien, dass am 7. 6. 09 die Europawahl stattfindet und wieder zahlreiche Funktionen zu besetzen sein werden.
4. Bericht des Prüfungsausschusses
GGR Kamauf berichtet von der Kassenprüfung und der Kontrolle des Rechnungsabschlusses (was gesetzlich vorgeschrieben ist). Da das als reine Pflichtübung angesehen wird, findet man auch nichts.
5. Stellungnahme zum Bericht des Prüfungsausschusses
Da nichts gefunden wurde, gibt weder für Bürgermeister noch Kassenführerin einen Grund zu einer Stellungnahme.
6. Wahl in den Gemeindevorstand
Aufgrund gesundheitlicher Probleme verzichtet Johannes Hlavaty sen. In dieser Sitzung auf seine Funktion im Gemeindevorstand. Es soll dies auch seine letzte Gemeinderatssitzung sein. Dadurch kommt er in den Genuss all die schönen Reden zu hören die sonst erst als Grabreden formuliert werden. Auch die GRÜNEN bedanken sich bei ihm und streichen insbesondere sein soziales Gewissen hervor. Von der SPÖ wird sein Sohn Johannes Hlavaty jun. für den Gemeindevorstand nominiert.
Die Wahl erfolgt geheim. Trotzdem wird Hlavaty jun. mit einem hohen Vertrauensvorsprung (20 Stimmen, 1 Enthaltung) in den Vorstand gewählt.
7. Neuwahl des 2. Vizebürgermeisters
Nachdem Hlavaty sen. aus dem Gemeindevorstand ausgeschieden ist, musste aus dem Kreis des neuen Vorstands ein neuer 2. VBM gewählt werden. Wieder wird Hlavaty jun. von der SPÖ vorgeschlagen. Auch diese Wahl erfolgt geheim.
Abstimmung: 18 Hlavaty jun. – 1 Rott – 2 ungültig

8. Initiativantrag, eingebracht am 16.02.2009
Am 16. 02. 2009 wurde von 135 BürgerInnen ein Initiativantrag eingebracht, der sich im Wesentlichen gegen den Verkauf des Gablitzer Wasserleitungsnetzes richtet. Dieser Antrag muss vom Gemeinderat behandelt werden.
Der Antrag im Wortlaut:

„Der Gemeinderat der Marktgemeinde Gablitz möge beschließen, dass das von den Bürgern errichtete und bezahlte Wasserleitungsnetz samt dazugehörenden Wasserzählern und Drucksteigerungsanlagen unwiderruflich im gemeinnützigen Eigentum der Bürger der Marktgemeinde Gablitz zu verbleiben und NICHT ohne vorhergehende Volksabstimmung verkauft werden darf.

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Gablitz möge einen sofortigen Stopp und Ausstieg aus den aktuellen Verkaufsverhandlungen hinsichtlich unseres Wasserleitungsnetzes mit der EVN beschließen, da dieser geplante Vertrag u.E. für alle Gablitzer mit wirtschaftliche und juristischen Nachteilen verbunden ist und daher entschieden abzulehnen ist.

Begründung:

1. Grundsätzlich darf die öffentliche Hand allgemeines Eigentum nicht unter dem Marktwert verkaufen (verbotene Beihilfen).

2. Das EU-Gemeinschaftsrecht sieht zwingend öffentliche Ausschreibungen beim Verkauf von öffentlichem Eigentum vor.

3. Durch die Nicht-Veröffentlichung der technischen und kaufmännischen Gutachten wird das Transparenzangebot der EU-Vergaberichtlinien verletzt, welches gewährleistet, dass öffentliches Eigentum und damit verbundene Allgemeininteressen rechtsstaatskonform und mit optimaler wirtschaftlicher Effizienz veräußert bzw. abgegeben werden. (Bei einem Entstehungspreis von ca. € 3 Mio. und einem Verkaufspreis von € 250.000,-- muss die wirtschaftliche Zweckmäßigkeit massiv in Zweifel gezogen werden)

4. Nach geltender Rechtslage dürfen derzeit den Bürgern neben der Anlastung der Kosten der Gemeindeeinrichtungen keine weiteren darüber hinausgehenden Gebühren, welche nicht im inneren Zusammenhang mit dem Zweck dieser Einrichtung stünden, jemals angelastet werden. Nach dem Verkauf von öffentlichem Eigentum und erfolgter Veräußerung an private Unternehmen würde diese gesetzliche Preisobergrenzenregulierung ersatzlos wegfallen und könnte jedem betroffenen Gablitzer in Zukunft zum massiven, finanziellen Nachteil bringen.

5. Durch den Verkauf des Gablitzer Wasserleitungsnetzes an die EVN ist diese aufgrund des geplanten Vertrages mit der Marktgemeinde Gablitz nicht verpflichtet, Wiener Wasser an die Gablitzer Haushalte zu liefern. Die EVN könnte auch so wie bisher Tullnerfelder Grundwasser liefern.

6. Es sind keine Pönalen vereinbart, falls sich die EVN nicht an den Liefervertrag für Wiener Wasser mit der Marktgemeinde Gablitz hält. Ebenso wenig sind entgegen den diesbezüglichen Ankündigungen auch keine Rückkaufsmöglichkeiten für unser Leitungswassernetz vorgesehen.

7. Nur wenn das Wasserleitungsnetz im Eigentum der Marktgemeinde Gablitz steht, können wir auch in Zukunft bestimmen, wer unser Wasserlieferant sein soll und welche Wasserqualität akzeptabel ist.“
BM Jelinek erläutert, manchmal auf Basis eher zweifelhafter Argumente, zu jedem Punkt, warum er nicht zuträfe und empfiehlt dem Gemeinderat diesen Antrag abzulehnen.
DI Lamers (GRÜNE) geht in seiner Wortmeldung nicht explizit auf die Argumente Antrags oder des Bürgermeisters ein, sondern begründet noch einmal, warum die GRÜNEN gegen den Verkauf des Gesetzes ist.

1. Aus den Förderungsbedingungen des Umweltministeriums geht ganz klar hervor, dass nur Gemeinden förderungsfähig sind, Betriebe wie die EVN hingegen ausgeschlossen sind. Das ist schon ein recht deutliches Zeichen für Präferenzen. Auch Gemeindebundpräsident Mödlhammer hat sich erst kürzlich gegen den Verkauf von Infrastruktur ausgesprochen. Es ist sehr wahrscheinlich, dass auch bei diesen Verkäufen – wie beim cross-border-Leasing – die Gemeinden draufzahlen werden.

2. Es ist absehbar, dass in einigen Jahren die Liberalisierungspolitik wieder weitergeht. Bei Strom und Gas wurden per Gesetz bereits Erzeugung und Vertrieb getrennt (jede/r kann daher einen Stromversorger des Vertrauens wählen), bei Wasser wird es noch etwas dauern aber die Diskussion geht eindeutig in diese Richtung. Dann können alle Gemeinden unter einer Vielzahl an Bewerbern den optimalen Versorger auswählen. Wenn das Netz der EVN gehört, fällt damit natürlich auch jede Wahlmöglichkeit (und die damit verbundenen Einsparungspotenziale) weg.
Die GRÜNEN befürworten daher die Stoßrichtung des Initiativantrags. Der Antrag des Bürgermeisters lautet auf Ablehnung des Initiativantrags.
Abstimmung: 19 – 2 (GRÜNE) – 0, angenommen (das heißt, dass der Initiativantrag abgelehnt wird).
9. Rechnungsabschluss 2008
Der Rechnungsabschluss 2008 weist im ordentlichen Haushalt Gesamteinnahmen in der Höhe von € 7.816.891,17 und Gesamtausgaben von € 7.434.898,08 aus. 
Die Mehreinnahmen gegenüber dem Nachtragsvoranschlag von € 342.691,17 setzen sich zusammen aus:
· Bundesertragsanteile (+ € 120.000,--) durch die gute Konjunkturentwicklung,

· Aufschliessungsbeiträge (+ € 83.200,--) 
· Kommunalsteuer (+ € 92.900,--) 
· Kanalbenützungsgebühren (+ € 24.200,--),

· Kanalanschlussgebühren (+ € 101.000,--),

· Wasseranschlussgebühren (+ € 15.200,--), 

Mindereinnahmen ergeben sich aus:
· Förderung Energieleitbild wird erst 2009 abgerechnet (- € 9.300,--),

· Gewerbehof Betriebskostenersätze werden durch die Hausverwaltung Bründl abgewickelt (- € 20.000,--),

· Schülerhort-Elternbeiträge für Essen durch weniger Kinder (- € 14.000,--),

Minderausgaben gegenüber dem Nachtragsvoranschlag von € 258.994,20 ergeben sich aus:
· geringeren Kosten für Personal in der allgemeinen Verwaltung (- € 60.500,--) 

· Kurskosten (- € 11.900,--) durch weniger Kurse,

· Winterdienst (- € 12.000,--) milder Winter;

· Instandhaltung Kläranlage (- € 14.000,--),

· Instandhaltung Abwasseranlage (- € 32.500,--),

· Schülerhort Personalkosten (- € 32.800,--) weniger Personalbedarf durch weniger Kinder,

Mehrausgaben entstanden durch:

· Kindergarten – Bastelmaterial, Essenskosten, Personalkosten (+ € 24.000,--) durch zusätzliche Kindergartengruppe,

· Instandhaltung der Gemeindestraßen (+ € 17.700,--),

· Wasserankauf EVN (+ € 45.500,--),

· Gewerbehof sonstige Ausgaben (+ € 21.900,--) Umbau,

· Abschreibung von Forderungen ( + € 14.500,--) durch mehr Konkurse.

Die größten Defizitposten sind:
· Kindergärten von € 251.000,--.

· Wasserversorgung von € 16.000,--.

· Vermietungen von € 72.000,--.

· Vermietungen Gewerbehof von € 60.000,--. 
· Schwimmbad von € 83.000,--. 

· Schülerhort von € 134.000,--.

Der Schuldenstand beträgt per 31. 12. 2008 € 9.770.367,30. Der Gesamtschuldendienst beträgt im Jahr 2008 € 1.122.422,01 oder 15,1 % der ordentlichen Ausgaben.
Die Aufwendungen für Personal betragen € 1.503.288,29 oder 20,2 % der ordentlichen Ausgaben.

GR Kamauf lobt den Rechnungsabschluss, GR Lamers verweist darauf, dass darin etlich Sachen enthalten seien zu denen die GRÜNEN keine Zustimmung gegeben hätten. Daher enthalten sich die GemeinderätInnen der Liste Gablitz

Abstimmung: 19 – 0 – 2, angenommen
10. Energiesparförderung
Gablitz muss als Biosphärenparkgemeinde im Klimabereich etwas tun und eigene Förderungsangebote für die BürgerInnen formulieren. Die anfallenden Kosten der Gemeinde werden durch einen 50 %-igen Zuschuss seitens des Landes mitgefördert. 

Folgende Klimaschutzmaßnahmen sollen von der Gemeinde Gablitz gefördert werden:

· Althaussanierung: Nachträgliche Wärmedämmung einzelner Bauteile (Fassade, oberste  Geschoßdecke, Kellerfußboden, usw.)

· Solaranlagen zur Warmwasserbereitung und Raumheizung

· Errichtung von Passivhäusern

Die Aktion ist bis 30. 09. 2010 befristet. 

Abstimmung: 21 – 0 – 0, angenommen
11. Annahmeerklärung Förderverträge Wasserleitungskataster

Die Gemeinde hat bei Bund und Land um Förderung eines Wasserleitungskatasters angesucht und wird diese Förderung bekommen. Und das, obwohl ab nächstem Jahr die Wasserleitung nicht mehr uns gehören wird. Zusätzlich soll eine Verlustanalyse für das Wasserleitungsnetz durchgeführt werden (was uns allerdings auch nicht mehr treffen wird). Die Kosten dafür betragen ca.  € 105.000,--. Der Bund fördert davon € 52.500,-- und das Land € 13.125,--.  DI Lamers meint, dass diese Förderung nicht der Bevölkerung sondern der EVN zugute kommen würde und stimmt daher gegen diese Förderungsannahme. 
Abstimmung:19 – 1 (Lamers) – 1 (Krakowitzer), angenommen
12. Aufhebung der Bausperrenverordnung zur Errichtung eines Rückhaltebeckens für den öffentlichen Regenwasserkanal in der Sr.-Alfons-Maria-Gasse

Der Gemeinderat hat am 26. April 2007 eine Bausperrenverordnung zur Errichtung eines Rückhaltebeckens für den Regenwasserkanal in der Sr.-Alfons-Maria-Gasse beschlossen. Diese Bausperre war nicht zeitlich limitiert. Da sie durch das Inkrafttreten der Flächenwidmungsplanänderung obsolet wird, kann sie wieder zurückgenommen werden.

Abstimmung: 21 – 0 – 0, angenommen
13. Aufhebung der Bausperrenverordnung hinsichtlich der Anzahl der Wohneinheiten

Der Gemeinderat hat am 17. Jänner 2008 eine Bausperrenverordnung hinsichtlich der Anzahl von Wohneinheiten erlassen. Diese Bausperre war nicht zeitlich limitiert. Da sie durch das Inkrafttreten der Bebauungsplanänderung obsolet wird, kann sie wieder zurückgenommen werden.

Abstimmung: 21 – 0 – 0, angenommen
14. Sommerhort 2009

Gablitz hat schon vor Jahren beschlossen, einen Sommerhort ab einer Mindestteilnehmerzahl von 10 Kindern pro Woche zu führen. Für dieses Jahr wird diese Zahl nur in der  Woche vom 20. bis 24. Juli 2009 annähernd erreicht. Jetzt soll dieser Grundsatz abgeändert werden, um den Hort auch für nur 7 Kinder anzubieten. Im Rest des Sommers sind nur ca. 2 – 4 Kinder angemeldet, daher wird kein Hort angeboten. GR DI Lamers ersucht, mit Purkersdorf Kontakt aufzunehmen um zu regeln, dass die Gablitzer Kinder dort in den Sommerhort aufgenommen werden können. GGR Rieger sagt eine derartige Initiative zu.
Abstimmung: 21 – 0 – 0, angenommen
15. Subvention MRC Gablitz

Diese Subvention wurde in der letzten Sitzung zurückgestellt und neuerlich im Ausschuss beraten. Obwohl die beantragte Zeitmessanlage für die österreichischen Meisterschaften erforderlich ist, wird diese Sondersubvention abgelehnt. Aufgrund der hohen Lärmbelastung durch den Klub stimmen auch die GRÜNEN gegen diese Subvention.

Abstimmung: 14 (ÖVP, GRÜNE) – 0 – 7 (SPÖ), angenommen
16. Zustimmung Grundstücksnutzung für Wasserleitungsbau EVN

Für den Anschluss an das Wiener Wasserleitungsnetz wird seitens der EVN eine neue Trinkwassertransportleitung errichtet. Dazu wird die EVN auch die Leitung auf öffentlichem Gut verlegen. Dazu ist eine Zustimmung der Gemeinde erforderlich. Da niemand etwas gegen den Bau der Wasserleitung hat (nur gegen den Verkauf des Trinkwassernetzes) stimmt auch die Liste Gablitz zu.
Abstimmung: 21 – 0 – 0, angenommen
17. Vermietung Gewerbehof (TÜV Rheinland)

Das Büro im 1. Stock des Gewerbehofes (40,56 m²) soll ab 1. 4. 2009 vermietet werden. (Nettomiete € 6,50/m² zzgl. Betriebskosten). Allerdings sind bis zur Vermietung noch einige Adaptierungsarbeiten durchzuführen. Dafür werden 5.000 € genehmigt. 
Abstimmung: 21 – 0 – 0, angenommen
Ende des öffentlichen Teils:  21:00
